
II/2022 Landesparteitag 12.11.2022 Antrag 151/II/2022

Antrag 151/II/2022

KDV Reinickendorf

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch Beschlusslage (Konsens)

Keine Barrieren mehr für niemanden
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Menschen mit Beeinträchtigungen wollen auch mit As-

sistenz oder Unterstützung berlinweit selbstbestimmt le-

ben können. Barrierefreiheit ist die Grundvoraussetzung

für Selbstbestimmung und Selbstversorgung, für soziale

und diskriminierungsfreie Teilhabe für alle.

 

Schon seit Jahren wird seitens des bzw. der Landesbeauf-

tragten für Menschen mit Behinderungen auf die in al-

len Bezirken bestehende Unterversorgung von barriere-

freiem/barrierearmem Wohnraum hingewiesen - so im

11. Verstößebericht (2013/2016), im 12. Verstößebericht

(2017/2019) und auch im 13. Verstößebericht (2019/2021).

Diese dramatische Unterversorgung steigt laut „Wohn-

raumbedarfsbericht 2019“ bereits bis 2025 auf mindes-

tens 116.000 barrierefreieWohnungen an.

 

Angesichts dieser schon jetzt bestehenden Unterversor-

gung werden die sozialdemokratischen Mitglieder im Se-

nat, imBerliner Abgeordnetenhaus und in den Bezirksäm-

tern aufgefordert,

• die Umsetzung der vollumfänglichen Barrierefrei-

heit zu einem zentralen und zügigst umzusetzen-

den Qualitätsstandard bei der anstehenden Novel-

lierung der Berliner Bauordnung zu machen.

 

Planen und Bauen für eine inklusive Stadtgesellschaft

Die sozialdemokratischenMitglieder imSenat, imBerliner

Abgeordnetenhaus und in den Bezirksämtern sowie den

Bezirksverordnetenversammlungen werden aufgefordert

auf Landes- und Bezirksebene zwingend und zügigst un-

ter anderem nachfolgende Instrumente für eine vollum-

fängliche Barrierefreiheit für Menschen mit Behinderun-

gen zu implementieren:

 

• Sachverständige für Barrierefreiheit sind auf

Landes- und Bezirksebene unverzüglich in den

Ressorts Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen

einzustellen. Sie sind bei der Planung und Umset-

zung von Bauvorhaben zwingend und frühzeitig

zu beteiligen. Nur Sachverständige für Barriere-

freiheit können die fachgerechte Einhaltung von

Vorschriften für barrierefreies Bauen sicherstellen.

Mit ihnen kann auch auf bezirklicher Ebene dem

Informationsdefizit in vielen Planungsbüros u.a. im

Hinblick auf Schutz- und Gewährleistungspflich-

ten in Bezug auf vollumfängliche Barrierefreiheit

entgegengewirkt werden. Mit ihnen wird dem

Wegfall verpflichtender bauaufsichtlicher Kon-
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trollen aktiv entgegengesteuert. Die bezirklichen

Beauftragten für Menschen mit Behinderung sind

von entsprechenden Anfragen zu entlasten.

 

• Der Mieter*innenschutz in Bezug auf den Rückbau

barrierearmer/freier Wohnungen ist zu verbessern.

Dies gilt sowohl für den Umbau als auch für ei-

nenmöglicherweise von Vermietenden geforderten

Rückbau. Sowohl für öffentlichen, gemeinnützigen

oder privatenWohnraummuss gelten: Insbesonde-

re die durchgeförderteMaßnahmen imWohnraum-

bestand erzielte Barrierefreiheit muss dem Berliner

Wohnungsmarkt erhalten bleiben.

 

• Sowohl auf Landes- als auch auf Bezirksebene sind

rechtliche Klärungen in Bezug auf Aufzüge in Mi-

lieuschutzgebieten vorzunehmen. Ein regelhaftes

Versagen des Einbaus von Aufzügen in einem Mi-

lieuschutzgebiet ist auch angesichts einer zuneh-

mend älter werdenden Bevölkerung nicht länger

vertretbar.

 

Derzeitige Beurteilungskriterien sind zu überarbeiten, da-

mit dasmit demMilieuschutz erklärte Ziel des Erhalts von

preiswertem Mietwohnraum und die Bedarfe von Berli-

ner*innen mit Beeinträchtigungen und chronischen Er-

krankungen hinsichtlich des Einbaus von Aufzügen in Ein-

klang gebrachtwerden. Ggf. sind hierzu Änderungen auch

hinsichtlich der Modernisierungsumlage (§ 559 BGB) und

bei denwohnwerterhöhendenMerkmalen (§ 558 BGB) er-

forderlich.

 

• Das Koalitionsvorhaben für ein rechtssicheres, ef-

fektives und digital umgesetztes Mietkataster für

Wohnen und Gewerbe muss vollumfängliche Bar-

rierefreiheit als Qualitätsstandard miterfassen.

 

Insbesondere für einen Rollstuhl nutzende Menschen

braucht es eine Vermittlungsstelle für barrierefreie und

uneingeschränktmit demRollstuhl nutzbareWohnungen

nach der DIN-Norm 18025. Wohnraumsuchende als auch

die Vermittlungsstelle selbst würden durch zügig zu er-

stellende – bezirkliche - Kataster für barrierefreie Woh-

nungen unterstützt.

 

Für alle beschriebenen Maßnahmen, die im Zuständig-

keitsbereich des Bundes liegen, werden die sozialdemo-

kratischen Mitglieder von Bundestag und Bundesregie-

rungaufgefordert, dienotwendigenGesetzesänderungen

einzuleiten und im Sinne der Barrierefreiheit für die Men-

schen mit Behinderungen tätig zu werden.

Begründung
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Wohnen ist ein grundlegendes menschliches Bedürfnis

und Wohnen ist ein Menschenrecht. Die Berliner Verfas-

sung garantiert das „Recht auf angemessenen Wohn-

raum“ für alle. Angesichts existierender Wohnungsnot

und bestehender Verwerfungen auf dem Wohnungs-

markt hat die SPD auf Bundes-, Länder- und kommunaler

Ebene zahlreiche Instrumente für eine Trendwende

in der Wohnungs- und Mietenpolitik zur Umsetzung

des sozialen Grundrechts Wohnen entwickelt (vgl. u.a.

Bezahlbares und sicheres Wohnen in Stadt und Land: 

https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Beschlues-

se/Matrix_2021/SPD_Beschluss_Stadtentwicklung.pdf

).

 

Barrierefreies Bauen heißt „Bauen für Alle“: für jedes Al-

ter, für Menschen mit und ohne Beeinträchtigungen, für

Einschränkungen jederArtwie z.B. Kinderwagen. Barriere-

freies Bauen bedeutet die Chancen auf gleichwertige Le-

bensverhältnisse für alle.

 

Über 600.000 Berliner*innen mit Beeinträchtigungen

sind bereits jetzt in ihrem alltäglichen Leben unmittelbar

von fehlender Barrierefreiheit betroffen. Für uns als SPD

ist die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention

daher ein grundlegendes Element bei der anstehenden

Novellierung der Berliner Bauordnung.

 

UmdenQualitätsstandard der vollumfänglichen Barriere-

freiheit auch im Rahmen unserer Bau-, Wohnungs- und

Stadtentwicklungspolitik zu implementieren, beziehen

wir die verfassten Beteiligungs- und Partizipationsgremi-

en vonMenschenmit Beeinträchtigungen auf der Grund-

lage des Landesgleichberechtigungsgesetzes (LGBG) von

Anfang an ein. Wir wollen nicht be-hindern. Wir wollen

Barrierefreiheit zum Berliner Qualitätsstandard für Da-

seinsvorsorge in allen Bereichen machen.
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